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Ems-Zeitung 22.01.2007 

Müllverbrennungszentrum im Papenburger Hafen? 

Das Biomasseheizkraftwerk beantragte eine Genehmigung für 

die probeweise Verbrennung von hoch belasteten Bahnschwel-

len bei der Stadt.  

Die SPD befürchtete, dass damit der Katalog der für die Ver-

brennung erlaubten Stoffe in der Betriebsgenehmigung auf-

geweicht würde. 

In dem Kraftwerk wurden mit einer elektrischen Leistung von 

20 Megawatt jährlich an die 130.000 Tonnen Altholz ver-

brannt. Um bei der Betriebsgenehmigung die Verbrennung von 

Hühnermist auszuschließen, wurde ein Katalog für die Ver-

brennung erlaubter Stoffe zum Bestandteil der Betriebsgeneh-

migung gemacht. Weil jetzt die Altholzmenge knapp wurde, 

wollte man möglicherweise die Verbrennungsstoffe ausweiten. 

Die SPD-Fraktion befürchtete einen Einstieg in die Müllver-

brennung mit hochbelasteten Stoffen und erinnerte daran, dass 

vor Jahren eine HTVA in Papenburg und Dörpen erfolgreich 

verhindert werden konnte. Die SPD sprach sich gegen eine 

Müllverbrennung in Papenburg aus. Auch einer Verbindung 

der Bioethanol-Anlage mit einer dazu notwendigen Verbren-

nungsanlage für die Wärmegewinnung stand die SPD kritisch 

gegenüber. Besorgt war die SPD auch über die Genehmigung 

für die Aufbereitung kleiner Mengen hochbelasteten Holzes 

bei BIRO. Langsam entwickelte sich dies Gelände zum 

Zwischenlager für weitere Verbrennungsstandorte in der 

Region. Der Hafen von Papenburg würde damit zum Abfall-

zwischenlager der Region mit allen Immissionsgefahren und 

der bereits erlebten Brandgefährdung.
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Für Schulstandort Herbrum 

Besorgt zeigte sich die SPD-Fraktion über die Absicht, den 

Schulstandort Herbrum aufzugeben. Zwar gab es damals 

keinen gesetzgeberischen Zwang zur Schließung der Grund-

schule Herbrum, aber der Kita-/Schul- und Jugendausschuss 

könnte am 13.02.07 die Schließung der Grundschule Herbrum 

beschließen. 

SPD-Ratsherr Bernhard Schmees wies auf die Möglichkeit 

kombinierter Klassenverbände hin. Eine Schule, die wegen zu 

geringer Schülerzahlen nicht einzügig geführt werden konnte, 

durfte fortgeführt werden, wenn ansonsten die Schulwege 

wesentlich ungünstiger würden. Im Falle der Grundschule 

Herbrum müssten alle Schüler zur Amandusschule in Aschen-

dorf gefahren werden, was einen wesentlich erschwerenden 

Schulweg bedeuten würde. Es gab aber auch die Möglichkeit, 

kombinierte Klassen einzurichten, um damit eine Halbzügig-

keit mit jeweils mindestens 14 Schüler/Innen zu erreichen. 

Dabei könnten die Klassen 1 und 2 sowie 3 und 4 zusammen 

gelegt werden, die dann in Verbänden von mindestens 14 

Schülern unterrichtet würden. 

Die SPD-Fraktion kritisierte, dass im Wahlkreis des Kultus-

minister jetzt wohl die erste kleine Schule geschlossen würde, 

während er gerade noch die Entschlossenheit der Landesre-

gierung bekräftigt hatte, trotz rückläufiger Schülerzahlen 

kleine Schulstandorte in Niedersachsen zu erhalten. Der Mini-

ster ermunterte sogar die Kommunen, mit der Regierung um 

den Erhalt der kleinen Schulen zu kämpfen. Diese Botschaft 

schien in Papenburg noch nicht angekommen zu sein, denn 

ohne zwingenden Grund sollte der Schulstandort Herbrum 

aufgegeben werden. „Die SPD habe vor der Kommunalwahl 

die Erhaltung der Schule in Herbrum gefordert;“ so SPD-

Fraktionsvorsitzender Hartmut Bugiel: „und sie trete auch jetzt 

nach der Wahl für den Erhalt der Grundschule in Herbrum 

ein.“ 

 

Februar 2007 
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SPD fordert mehr Transparenz im Stadtrat 

Nach dem Wirrwarr über das Rederecht von Ratsmitgliedern 

im Bauausschuss, die nicht dem Ausschuss angehörten, und 

die Diskussion um deren Teilnahme am nichtöffentlichen Teil 

der Ausschusssitzung erinnerte die SPD an ihre Forderung 

nach Ratsöffentlichkeit für den Verwaltungsausschuss. Die 

SPD forderte, dass auf der nächsten Stadtratssitzung ihre 

Anträge zur Änderung der Geschäftsordnung behandelt 

würden. 

Sie forderte, dass jedes Ratsmitglied an den Sitzungen des 

Verwaltungsausschusses als Zuhörerin oder Zuhörer teilneh-

men kann. Außerdem sollte in der Satzung die Neutralität bei 

der Sitzungsleitung festgeschrieben werden. Die oder der Vor-

sitzende hätten die Sitzungen unparteiisch zu leiten. Wollte sie 

oder er zu einem Verhandlungsgegenstand selbst Stellung 

nehmen, so sollte der Vorsitz für die Dauer der Beratung und 

Beschlussfassung dieses Gegenstandes abgeben werden. 

Die SPD-Fraktion konnte nicht verstehen, warum einige Rats-

mitglieder der CDU andere Ratsmitglieder von den Möglich-

keiten, sich aus erster Hand durch das Verfolgen der Diskus-

sion in den Ausschüssen zu informieren, ausschließen wollten. 

„Hat die CDU Angst davor, dass ihre Zerstrittenheit und Tak-

tiererei für mehr Ratsmitglieder offenkundig wird?“ fragte 

Peter Raske. Nach seiner Meinung entstünden durch mehr 

Informationsmöglichkeiten eine verbesserte Transparenz über 

die Hintergründe von Entscheidungen. Außerdem würde da-

durch der demokratischen Entscheidungsprozess gefördert. 

Nach wie vor schienen Einzelinteressen einiger CDU-Rats-

mitglieder bei ihren Entscheidungen im Vordergrund zu 

stehen, statt das Gesamtwohl der Stadt im Auge zu haben, Dies 

zeigten gerade die Vorgänge um den Rücktritt von Uschi 

Mersmann und den Ausschluss von CDU-Ratmitgliedern aus 

der Partei. Mit ihrer Forderung nach Ratsöffentlichkeit im Ver-

waltungsausschuss wollte die SPD für mehr Transparenz bei 

den Entscheidungen im Rat sorgen. Mit der Möglichkeit, dass 

alle Ratsmitglieder sich über die Diskussion im Verwaltungs-

ausschuss informieren könnten, ließe sich außerdem die offen-

sichtliche Klüngelei der Vergangenheit verhindern. 

Verbesserungen im ÖPNV statt Kürzungen  

Die SPD im Emsland befürchtete eine weitere Verschlechte-

rungen im öffentlichen Personennahverkehr. 

SPD-Landtagsabgeordnete Karin Stief-Kreihe erklärte: „Wir 

fordern die Landesregierung auf, die geplanten Kürzungen im 

Öffentlichen Personen-Nahverkehr zurückzunehmen“. Nieder-

sachsen wäre im nächsten Jahr ohnehin von Kürzungen der 

Bundeszuschüsse betroffen. Die Regionalisierungsmittel wür-

den 2007 um 48 Millionen Euro gekürzt. Sie kritisierte die 

Landesregierung, dass siedie Regionalisierungsmittel des 

Bundes zweckentfremdet. Eigentlich sollten diese für den 

schienengebundenen Personennahverkehr (SPNV) verwendet 

werden. Stattdessen griff die Landesregierung in den ohnehin 

schon geschrumpften Topf und zweigte daraus Gelder für den 

allgemeinen Schülerverkehr ab, der eine Pflichtaufgabe des 

Landes war. Damit hätten Pendler und andere Bahnfahrer teil-

weise in erheblichem Maße unter einer Ausdünnung der Takte 

zu leiden. Die SPD forderte den Verkehrsminister auf, von 

dieser Praxis endlich Abstand zu nehmen und die Regionali-

sierungsmittel in vollem Umfang dem SPNV zur Verfügung zu 

stellen. 

Neben den Einsparungen durch das Land würde der ÖPNV des 

Emslandes beeinträchtigt durch ein Nord-Süd-Gefälle. 

Während es in Lingen einen funktionierenden Verkehrs-

knotenpunkt mit Taktverkehr in verschiede Richtungen gebe, 

in der Mitte der Linienverkehr auf Meppen zugeschnitten 

wäre, gebe es im Norden um Papenburg kaum einen Linien-

verkehr außerhalb des Schülerverkehrs. Peter Raske bekräf-

tigte die Forderung an den Landkreis, ein Grundnetz für den 

Öffentlichen Personennahverkehr im Emsland einzurichten. 

Dieser sollte im Zwei-Stunden-Takt über Verkehrsknoten-

punkte (Taktknotenpunkte) miteinander verbunden werden. 

Außerdem sollte es mit anderen Kreisnetzen verknüpft werden. 

Gleichzeitig wurde die Forderung nach Einführung von Disco-

Bussen im ganzen Emsland auf Strecken, die sich lohnen, 

erneuert. 
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